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Liebe Leserinnen und Leser, 

dies war die letzte Sitzungswoche 

in dieser Legislaturperiode. Am 

heutigen Freitag sind es noch 86 

Tage bis am 24. September die Lo-

kale zur Wahl des 19. Deutschen 

Bundestages schließen. Es bleibt 

spannend bis zuletzt. Entschieden 

wird am Schluss! Von nun an be-

ginnt der Wahlkampf. 

In meinem Wahlkreis werde ich viel 

unterwegs sein und hoffe, Euch in 

diesem Sommer bei Terminen bei 

Sommerfesten, bei Vereinsfeiern, 

bei Podiumsdiskussionen, Spa-

ziergängen, Sportveranstaltungen 

oder an meinen Thews-on-Tour-

Ständen in Hamm, Lünen, Selm 

und Werne zu treffen. 

Ich werde mich für die Wahl von 

Martin Schulz als Bundeskanzler 

einsetzen, für den Sieg der SPD 

bei der Bundestagswahl kämpfen 

und hoffe auf Eure Unterstützung. 

Am vergangenen Sonntag konnten 

wir Martin Schulz auf unserem 

Bundesparteitag hören.  

Es war ein starker Parteitag und 

keiner kann sagen, Martin Schulz 

hätte nicht geliefert! 

Wir sagen: Es ist 

Zeit für mehr Ge-

rechtigkeit ! Das ist 

unser Anspruch  

Die SPD hat geschlossen das Re-

gierungsprogramm für die Bundes-

tagswahl beschlossen. Unter ande-

rem sollen 80 Prozent der Men-

schen von Steuern und Abgaben 

entlastet werden. Das Rentenni-

veau soll nicht weiter absinken ï 

und das Rentenalter nicht steigen.  

Unser Kanzlerkandidat hat leiden-

schaftlich die Delegierten und 

Gäste des SPD-Parteitags auf den 

anstehenden Wahlkampf einge-

stimmt: ĂJetzt geht es um eine 

Richtungsentscheidung für 

Deutschland.ñ  

Martin Schulz kämpft für sozialen 

Fortschritt, eine freie, offene Ge-

sellschaft und ein Europa, das 

stark und einig ist. Gemeinsam 

werden wir unser Land besser ma-

chen.  

 

Mit unserem Regierungspro-

gramm  zeigen wir, wie das geht. 

Konkret werden wir für mehr Ge-

rechtigkeit sorgen und unsere Zu-

kunft sichern. Dafür haben wir in 

unserem Programmprozess in den 

vergangenen zwei Jahren gearbei-

tet. Viele Diskussionen, Veranstal-

tungen und Gespräche in der Par-

tei und mit Bürgerinnen und Bür-

gern haben ein klares Bild ergeben. 

https://www.spd.de/standpunkte/regierungsprogramm/
https://www.spd.de/standpunkte/regierungsprogramm/


Zeit für mehr Investitionen  
und Steuergerechtigkeit 
 
Deutschland steht wirtschaftlich 

gut da. Die Beschäftigung in unse-

rem Land ist so hoch wie nie zuvor. 

Damit das so bleibt, müssen wir 

heute in unsere Zukunft investieren 

und den Wohlstand gerechter ver-

teilen.  

Die SPD -Eckpunkte für die 

erste echte Steuerreform  seit 

2002 legen dafür den richtigen 

Grundstein.  

Nach der Rente zeigen wir damit in 

der Steuer- und Finanzpolitik, dass 

wir eine konkrete Vorstellung da-

von haben, wie wir die Zukunft ge-

stalten wollen.  

Wir wollen unser Land modernisie-

ren und Geld für unsere Kinder, für 

eine leistungsfähige Infrastruktur 

und für den sozialen Zusammen-

halt in die Hand nehmen.  

Wir wollen gemeinsam mit den Bür-

gerinnen und Bürgern in unserem 

Land dafür sorgen, dass wir auch in 

Zukunft erfolgreich sind.  

Unser Ziel ist es, den Menschen 

die besten Voraussetzungen für ein 

gutes Leben zu schaffen. 

Deshalb gilt für uns: Vorfahrt für 

Investitionen, die wir in der kom-

menden Legislaturperiode aus 

Überschüssen im Bundeshaushalt 

finanzieren. Wir wollen die besten 

Schulen, eine gebührenfreie Kin-

derbetreuung, moderne Infrastruk-

tur in der Stadt und auf dem Land 

und schnelles Internet für alle.  

Wir wollen unser Land so gestal-

ten, dass wir für die Bürgerinnen 

und Bürger die besten Vorausset-

zungen für ihre Zukunft schaffen. 

Wir wollen unser Land modernisie-

ren. Das Steuer- und Abgabensys-

tem in Deutschland ist nicht ge-

recht: Es belastet kleine und mitt-

lere Einkommen sowie Familien 

überdurchschnittlich stark. Das 

wollen wir ändern. 

Deshalb gilt für uns: Zeit für Ent-

lastungen bei Steuern und Abga-

ben.  

Für uns geht es um Steuergerech-

tigkeit. Wir wollen die Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer mit mittle-

ren und kleinen Einkommen bei 

Steuern und Abgaben entlasten. 

Dabei legen wir einen Schwerpunkt 

auf Familien und Alleinerziehende. 

Starke Schultern können und müs-

sen mehr als schwache tragen. 

Deshalb machen wir keine Steu-

erentlastungen mit der Gießkanne. 

 

Zweite Verbesserung bei Erwerbsminderung 
 
Alle, die jeden Morgen aufstehen 

und Jahr für Jahr ihren Job ma-

chen, gehen davon aus, dass sie 

später durch die gesetzliche Rente, 

Betriebsrente und private Vorsorge 

für das Alter abgesichert sind.  

 

Was aber, wenn dieser Plan durch-

kreuzt und eine Beschäftigung bis 

zum Renteneintritt unmöglich wird 

ï zum Beispiel durch einen Unfall 

oder eine schwere Krankheit ï viel-

leicht schon im Alter von 45 Jah-

ren? 

Das wäre lange vor der Regelal-

tersgrenze, und zu den gesundheit-

lichen Leiden kommen Sorgen, wie 

man künftig finanziell klarkommt.  

 

Mir ist wichtig: Wer aus gesundheit-

lichen Gründen langfristig nicht 

mehr arbeitsfähig ist, für den tritt 

die Solidargemeinschaft ein. Und 

er oder sie erhält die sogenannte 

Erwerbsminderungsrente. Um die 

Situation künftiger Erwerbsminde-

rungsrentnerinnen und -rentner zu 

verbessern, hat der Bundestag ei-

nen entsprechenden Gesetzent-

wurf der Bundesregierung  

beschlossen.  

 

Für die Verbesserungen bei 

der Erwerbsminderungs-

rente und für den verbes-

serten Schutz vor Armut  ha-

ben wir als SPD-Abgeordneten ge-

meinsam mit Bundessozialministe-

rin Andrea Nahles lange gekämpft. 

 

http://www.spdfraktion.de/themen/zeit-mehr-investitionen-steuergerechtigkeit
http://www.spdfraktion.de/themen/zeit-mehr-investitionen-steuergerechtigkeit
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/119/1811926.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/119/1811926.pdf
http://www.spdfraktion.de/themen/krankheit-unfall-nicht-arm
http://www.spdfraktion.de/themen/krankheit-unfall-nicht-arm
http://www.spdfraktion.de/themen/krankheit-unfall-nicht-arm
http://www.spdfraktion.de/themen/krankheit-unfall-nicht-arm


Konzept für verlässliche Renten  
 
 

 
Nach einem langen Arbeitsleben 

im Alter gut leben können: Auf die-

ses Kernversprechen des Sozial-

staates müssen sich alle verlassen 

können ï egal ob jung oder alt. 

Doch bei vielen wächst die Unsi-

cherheit, ob die eigene Rente ein-

mal für einen angemessenen Le-

bensstandard reichen wird.  

 

Andrea Nahles hat in Auftrag von 

Martin Schulz ein Rentenkonzept 

erarbeitet, dass das weitere Absin-

ken des Rentenniveaus stoppt: Bis 

2030 soll das gesetzliche Renten-

niveau mindestens 48 Prozent be-

tragen ï die Union nimmt demge-

genüber ein Absinken auf 43 Pro-

zent in Kauf. Gleichzeitig wird im 

SPD-Konzept der Beitragssatz auf 

22 Prozent begrenzt.  

Mit dieser doppelten Haltelinie stär-

ken wir das Vertrauen in die ge-

setzliche Rente und sichern ein 

würdiges Leben im Alter, ohne die 

jüngere Generation zu überfordern. 

Beim Thema Rente dürfen wir die 

eine Generation nicht gegen die 

andere ausspielen. Für die SPD 

steht fest: Eine Rente erst ab 70, 

wie von der Union angedacht, wird 

es mit uns nicht geben. 

 

Die Arbeitsleistung von Menschen 

muss die notwendige Wertschät-

zung erfahren. Deshalb fordert die 

SPD-Bundestagsfraktion die Ein-

führung einer Solidarrente, die die 

Union in dieser Legislaturperiode 

leider blockiert hat. 

  

Mit einer solchen solidarischen 

Mindestrente gewährleisten wir, 

dass jahrzehntelang Beschäftigte 

nicht mehr von Altersarmut bedroht 

sind, sondern im Ruhestand über 

mehr verfügen als lediglich die 

Grundsicherung.  

Bisher nicht abgesicherte Selbst-

ständige sollen ebenfalls in die ge-

setzliche Rentenversicherung mit-

einbezogen werden.  

Die Folgen des demografischen 

Wandels zu schultern ist eine ge-

samtgesellschaftliche Aufgabe, die 

die Beitragszahler nicht alleine 

stemmen können. Das Rentensys-

tem muss daher für eine Über-

gangszeit ab 2027 mit zusätzlichen 

Bundesmitteln stabilisiert werden. 

  
Alle Potenziale ausgeschöpft wer-

den müssen, um die umlagefinan-

zierte Rente zukunftsfest zu ma-

chen.  

Dazu gehören neben einer besse-

ren Nachqualifizierung von  

Erwerbslosen, höhere Investitio-

nen in Bildung und Kinderbetreu-

ung, mehr Chancen für Frauen im 

Job und der gesteuerten Zuwande-

rung qualifizierter ausländischer 

Fachkräfte insbesondere auch an-

ständige Löhne.  

Deshalb müssen wir uns gemein-

sam stark machen für einen Pakt 

für gute Löhne und eine starke Ta-

rifbindung. 

 

 
Weniger Bürokratie  
für bürgerschaftliche Unternehmen  

 

Mit dem Gesetzentwurf  soll 
eine Vereinbarung des Koalitions-
vertrages umgesetzt werden, wo-
nach Gründung unternehmerischer 

Initiativen aus bürgerschaftlichem 
Engagement (z.B. Dorfläden, 
Kitas, Altersgerechtes Wohnen, 
Energievorhaben) erleichtert wer-
den soll.  
 
Künftig soll für solche Initiativen 
eine geeignete Unternehmens-
form im Genossenschafts- oder 
Vereinsrecht zur Verfügung ste-
hen, die unangemessenen Auf-
wand und Bürokratie vermeidet.  
 

Zudem schlägt der Gesetzentwurf 
vor, den Zugang zur Rechtsform 
des rechtsfähigen wirtschaftlichen 
Vereins für ganz kleine unterneh-
merische Initiativen aus bürger-
schaftlichem Engagement zu er-
leichtern und außerdem sind büro-
kratische Erleichterungen für Ge-
nossenschaften vorgesehen. 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/115/1811506.pdf


Der Einstieg in die Aufwertung der sozialen Berufe 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat in 

dieser Legislaturperiode wichtige 

Verbesserungen in der Pflege er-

reicht. So wurden die Leistungen 

für Pflegebedürftige und deren An-

gehörige ausgebaut. Nach langen 

und schwierigen Verhandlungen 

mit der Unionsfraktion hat die SPD-

Fraktion es geschafft: Der Bundes-

tag hat das Pflegeberufereformge-

setz verabschiedet.  

 
Angesichts der demografischen 

Entwicklung ist die Sicherung einer 

hochwertigen Pflegeversorgung 

eine der größten politischen Her-

ausforderungen der nächsten 

Jahre. Das Gesetz zur Reform der 

Pflegeberufe zielt deshalb darauf 

ab, den Pflegeberuf attraktiver zu 

machen.  

 

 

Dafür sollen die bisherigen drei 

Ausbildungsgänge in der Alten-, 

Kranken- und Kinderkrankenpflege 

zu einem einheitlichen Berufsbild 

zusammengeführt werden.  

 

Die generalistische Pflegeausbil-

dung soll auf einen Einsatz in allen 

drei Arbeitsfeldern der Pflege vor-

bereiten. Konkret haben die Auszu-

bildenden ab dem dritten Ausbil-

dungsjahr die Wahl: Sie können 

sich dann entscheiden, ob sie die 

generalistische Pflegeausbildung 

fortführen möchten oder den bishe-

rigen Einzelabschluss in der Alten- 

oder Kinderkrankenpflege machen 

möchten. 

Damit werden Wechsel zwischen 

den einzelnen Pflegebereichen 

einfacher, so dass sich für die Pfle-

gekräfte zusätzliche Beschäfti-

gungs- sowie Aufstiegsmöglichkei-

ten eröffnen. Außerdem soll es zu-

sätzlich für besondere Leitungsauf-

gaben ein dreijähriges Pflegestu-

dium geben.  

 

 

 

 

In Zukunft wird kein Schulgeld 

mehr von den Auszubildenden ver-

langt, und die Auszubildenden ha-

ben Anspruch auf eine angemes-

sene Ausbildungsvergütung. 

 
Insbesondere in der Altenpflege 

fehlt Fachpersonal. Mehr als 

zehn Jahre hat der Bund mit 

den Bundesländern, Einrichtun-

gen und Verbänden über eine 

Reform der Pflegeberufe disku-

tiert. Ich habe mich von Anfang 

an bei den regelmäßigen Ge-

sprächen in Pflegeeinrichtun-

gen in meinem Wahlkreis klar 

für die generalistische Pflege-

ausbildung ausgesprochen. 

Da in den pflegerischen Berufen 

vorrangig Frauen arbeiten, wer-

den sie von diesen Reformen 

besonders profitieren. Der Ein-

stieg in die Aufwertung der sozi-

alen Berufe ist damit geglückt. 

Wertstoffblog 
 
Im Zuge der anstehenden Bundestagswahl führt Wertstoffblog Interviews mit den einflussreichsten 
Umweltpolitikern Deutschlands.  
Im ersten Teil der Serie haben sie mit mir gesprochen - über die Zukunft der Abfallpolitik, Produktver-
antwortung, bundesweite Wertstofftonnen, die Einführung eines Recyclinglabels und eines Ökofonds.  

Hier das 

Interview   

 
 

 

 
 
 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/078/1807823.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/078/1807823.pdf
https://wertstoffblog.de/2017/06/28/michael-thews-spd-ressourceneffizienz-sichert-soziale-gerechtigkeit/
https://wertstoffblog.de/2017/06/28/michael-thews-spd-ressourceneffizienz-sichert-soziale-gerechtigkeit/
https://wertstoffblog.de/2017/06/28/michael-thews-spd-ressourceneffizienz-sichert-soziale-gerechtigkeit/


Ehe für alle  
 

Bundestag stimmt für die Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare 

 

Ich habe aus vollem Herzen für 

die ĂEhe f¿r Alleñ gestimmt, da 

diese die letzten bestehenden 

Benachteiligungen nun endgül-

tig ausräumt.  Es ist nur ge-

recht, den auf Dauer angelegten 

Bund zweier Menschen auch 

ĂEheñ zu nennen, unabhªngig 

von ihrer sexuellen Orientie-

rung. Diese Klarstellung war 

meiner Auffassung nach seit 

langem überfällig. 

 

Heute ist ein historischer Tag für 

die Menschenrechte und für die 

Lesben und Schwulen dieses Lan-

des. Der Deutsche Bundestag hat 

in seiner für diese Legislatur letzten 

Sitzung mit den Stimmen von SPD, 

Bündnis 90/Die Grünen und der 

Linken und gegen die CDU/CSU ei-

nen Gesetzentwurf verabschiedet, 

der die Eheschließung gleichge-

schlechtlicher Paare rechtlich mög-

lich macht. 

Die heute möglich gewordene Öff-

nung der Ehe verdanken wir Martin 

Schulz. Frau Merkel hat sich bei 

der Brigitte-Veranstaltung verstol-

pert und die SPD hat die Chance 

genutzt.  

Möglich gemacht hat das der Ein-

satz von couragierten Lesben und 

Schwulen in den 50er, 60er und 

70er Jahren, die auch für diesen 

Einsatz einen hohen Preis zahlen 

mussten.  

Ich persönlich habe ich schon 

lange für die Ehe für alle ausge-

sprochen. Wir Sozialdemokratin-

nen und Sozialdemokraten ist stolz 

darauf, dass die Rehabilitierung 

und Entschädigung für die nach § 

175 StGB verurteilten Homosexu-

ellen im Deutschen Bundestag 

durchgesetzt werden konnten.  

Mit der Öffnung der Ehe beenden 

wir nun die rechtliche Diskriminie-

rung Homosexueller. Dennoch sind 

wir erst am Ziel, wenn Homosexu-

alität gesellschaftlich akzeptiert ist. 

Den Grundstein hierfür hat das 

Parlament heute gelegt.ñ  

Die SPD-Bundestagsfraktion hat 

sich lange dafür eingesetzt, dass 

diese Gesetzesänderung kommt.  

 

Die Ehe auch für homosexuelle 

Paare zu öffnen, ist für uns eine 

Frage der Gerechtigkeit, mit der 

eine unzulässige Ungleichbehand-

lung homo- und heterosexueller 

Paare endlich beendet wird. Der 

Staat sollte Bürgerinnen und Bür-

gern nicht vorschreiben, wen sie 

heiraten dürfen. In vielen anderen 

Staaten können homosexuelle 

Paare bereits heiraten.  

 

Auch in Deutschland befürworten 

einer Studie der Antidiskriminie-

rungsstelle des Bundes zufolge 

83% der Menschen die Öffnung der 

Ehe für homosexuelle Paare. Diese 

gesellschaftlichen Änderungen in 

Bezug auf das aktuelle Familienbild 

rechtfertigen keine verfassungs-

rechtliche Sonderstellung der Ehe 

für heterosexuelle Paare. 

 

Über die Öffnung der Ehe wird seit vielen Jahren diskutiert. Nicht nur in der Gesellschaft, sondern insbeson-

dere auch in den Parlamenten in Deutschland ï auf Bundes- und auf Landesebene. Den ersten Gesetzentwurf 

hat die SPD-Fraktion in der 13. Wahlperiode 1998 vorgelegt und damit die politische Diskussion vorangetrie-

ben. Über Jahre hinweg folgten immer wieder Initiativen, Gespräche und parlamentarische Debatten ï gerade 

in der aktuellen Legislaturperiode wurde mehrfach im Plenum des Deutschen Bundestags über das Thema 

beraten, zuletzt am 17.5.2017. Im Rechtsausschuss haben wir am 28.9.2015 sogar eine Sachverständigenan-

hörung durchgeführt.  

Mit unserem Koalitionspartner haben wir ebenfalls von Beginn bis zum Ende der Legislaturperiode das Ge-

spräch gesucht. Angefangen von den Koalitionsverhandlungen, bei denen die Union nicht bereit war, sich für 

die Öffnung der Ehe auszusprechen bis hin zum letzten Koalitionsausschuss am 29.3.2017, bei dem die SPD 

das Thema beraten wollte. Auch diesen Vorschlag lehnte die Union ab, insbesondere war die Union immer 

gegen eine Grundgesetzänderung. 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/066/1806665.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/066/1806665.pdf


Verbraucher besser schützen  
 

 
In dieser Woche wurde der Ab-

schlussbericht des parlamentari-

schen Untersuchungsausschusses 

zur Dieselabgasaffäre debattiert. 

Der Ausschuss konnte kein offen-

sichtliches Fehlverhalten der Bun-

desregierung und ihrer Behörden 

bei der Überprüfung der Ab-

gasemissionen von PKWs feststel-

len. Es gab kein organisiertes 

Staatsversagen, wie von der Oppo-

sition behauptet.  

Sämtliche Experten und Zeugen 

bestätigten, dass außer VW vor 

September 2015 niemand von ille-

gal eingesetzten Abschalteinrich-

tungen bei Diesel-PKW wusste.  

Für einen besseren Schutz von 

Verbrauchern und Umwelt müssen  

aber noch weitere Weichen gestellt 

werden. Im Ausschuss wurde deut-

lich, dass Deutschland in der Ver-

besserung und Verschärfung der 

Abgasgesetzgebung durch neue 

Testverfahren eine treibende Kraft 

war.  

Insbesondere die SPD-geführten 

Ministerien haben sich hier gegen 

den energischen Widerstand der 

Automobilhersteller und vieler EU-

Mitgliedstaaten durchsetzen kön-

nen und für die schnelle Einführung 

verbesserter Testverfahren und 

vergleichsweise strenge Konformi-

tätsfaktoren gesorgt.  

 

Die von der Regierung bereits ge-

genüber VW durchgesetzte ver-

pflichtende Umrüstung betroffener 

PKWs wie auch der Verzicht der 

Einrede der Verjährung bis Ende 

2018 waren wichtige Schritte.  

Aber auch mit Blick auf zukünftige 

Fälle mit einer Vielzahl Betroffener 

in der gleichen Situation ist es an 

der Zeit, endlich die Musterfeststel-

lungsklage einzuführen. Leider 

wurde der entsprechende Gesetz-

entwurf von Heiko Maas in dieser 

Wahlperiode von der Union blo-

ckiert. 

 

 

NSA-Skandal aufklären  
 

 
 
Nach dreieinhalbjähriger Arbeit hat 

der 1. Untersuchungsausschuss 

"NSA" seinen Abschlussbericht 

vorgelegt. Der Fokus seiner Arbeit 

lag vor allem auf der Arbeit der 

deutschen Nachrichtendienste und 

der Frage, ob sie bei Kooperatio-

nen mit amerikanischen Diensten 

massenhaft das Fernmeldege-

heimnis verletzt haben. Dafür 

konnte der Ausschuss ebenso we-

nig einen Nachweis erbringen, wie 

für eine massenhafte illegale Aus-

spähung deutscher Kommunikati-

onsdaten durch Dienste verbünde-

ter Staaten. Allerdings kamen vor 

allem im BND eine ganze Reihe 

Missstände ans Tageslicht. So 

zeigten sich beim Umgang mit 

Suchbegriffen (Selektoren) erhebli-

che interne und externe Kommuni-

kationsdefizite.  

Die SPD hat bei der Aufklärung 

eine wesentliche Rolle gespielt. Ihr 

ist es auch zu verdanken, dass der 

Gesetzgeber schon vor Erscheinen 

des Abschlussberichts gehandelt 

hat: Erstmals wurden für den detail-

lierte Rechtsgrundlagen für die Auf-

klärung von Ausland-Ausland-Ver-

kehren und damit erhebliche 

Rechtssicherheit geschaffen.  

Zugleich wurde die Kontrolle der 

Dienste durch die Aufsicht und das 

Parlament gestärkt. Das ist sicher 

das wichtigste Ergebnis dieses 

Ausschusses.ñ 

 

Wohnungseinbrüche härter bestrafen  
 
Rund 150.000 Wohnungseinbrü-
che im Jahr in Deutschland sind-
noch immer viel zu viel. Die Opfer 
von Einbrüchen leiden nicht nur un-
ter dem materiellen Schaden, son-
dern müssen häufig auch mit er-
heblichen psychischen Folgen 
kämpfen. Mit dem vorliegenden  
 

 

Gesetz  werden Einbrecher in eine 
dauerhaft genutzte Privatwohnung 
ab jetzt mit einer Mindeststrafe von 
zwölf Monaten rechnen müssen. 
Außerdem wird Ermittlern ermög-
licht, auch in diesen Fällen eine 
Verkehrsdatenabfrage durchzufüh-
ren.  

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist 
klar: Allein die Gesetze zu ver-
schärfen, wird aber nicht ausrei-
chen. Wir müssen dringend die 
Aufklärungsquoten erhöhen und 
die Täterinnen und Täter möglichst 
schnell zur Rechenschaft ziehen, 
damit sie nicht monatelang ihr Un-
wesen treiben. Dazu benötigen wir 
deutlich mehr Polizisten. 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/123/1812359.pdf


 

Zeichen der Verständigung 
 
Gerade in Zeiten wie diesen ist es wichtig,  
ein Zeichen für den Frieden zu setzen. 
Der Friedensnobelpreisträger-Ring im Friedens-
park in Hamm ist komplett. Die Paten sind zu einer 
kleinen Feierstunde zusammengekommen. 

Fotos: WEST.KUNST  
Ich freue mich, dass das Thema Frieden hier auf-
gegriffen wurde, die  
Nobelpreisträger durch die Tafeln sichtbar gemacht 
werden und dass sich so viele Sponsoren gefunden 
haben. Ich habe das Projekt wirklich gerne als Pate 
in den vergangenen Jahren unterstützt. 

 
 
 
 
Nach dem erfolgreichen Auftakt in 
2016 habe ich in diesem Jahr wieder 
einen schönen Tag mit den Kindern 
und Jugendlichen verbringen kön-
nen beim Mit-Mach-Fest LünAction 
der Lüner Vereine im Stadtpark. 
Eine Disziplin in die ich hinein-
schnuppern konnte, war der 
Schwertkampf. Die Veranstaltung 
werde ich mir auch für das nächste 
Jahr wieder vormerken. 

 
 
Technisches Hilfswerk feierte sein 50-jähriges 

Bestehen in Werne 
 

 
Fotos: Jörg Prochnow 
 
Am vergangenen Freitag waren rund 90 Gäste zum 
offiziellen Festakt in die THW-Unterkunft geladen. 
Unter den 90 geladenen Gästen waren neben den 
Vertretern der benachbarten und befreundeten 
THW-Ortsverbände, DRK und der Feuerwehr auch 
Gäste aus Kommunal-, Landes sowie Bundespoli-
tik. Das Bild zeigt neben mir den Ortsbeauftragte 
des THW-Werne Siegfried Wingenfeld, den Verpfle-
gungsverantwortlichen Kurt Wörmann und Ratsherr 
Siegfried Scholz.  

 
 
Geehrt wurden Kurt Wörmann mit dem Ehrenzei-
chen in Silber für 50 Jahre Zugehörigkeit und Eugen 
Vormfelde mit der THW-Plakette, ebenfalls für 50 
Jahre Treue zum Technischen Hilfswerk. Für beson-
dere Verdienste durfte schließlich unser Ortsbeauf-
tragter, Siegfried Wingenfeld, das Ehrenzeichen in 
Bronze entgegen nehmen. Am Ende der Jubiläums-
feier wurden folgende Helfer des OV-Werne für ihr 
besonderes Engagement geehrt: Das Helferabzei-
chen in Gold erhielten Ray Rocktäschel, Thomas 
Kube, Christian Klunke und Markus Bansemir. Das 
Helferabzeichen in Gold mit Kranz ging an Hartmut 
Hartung. Geehrt für sein Bemühen um das Gelingen 
der 50-Jahr Feier wurde ferner Peter Seiffert. Die 
Jahresurkunden wurden verliehen an Klaas Wen-
deroth (10 Jahre) und Holger Kettner (25 Jahre).  
 
Noch einmal meinen herzlichen Glückwunsch an 
alle geehrten Helferinnen und Helfer.  
Wir brauchen Euch!

 

http://web.pregocms.de/herringen/page.php?p=14330&n=14323


 
Es wird Zeit für gerechte 
Steuern und Zeit die ge-
setzliche Rente zu stär-
ken. Deshalb waren dies 
die Hauptthemen in mei-
ner Rede bei der IGBCE 
OG Hamm.  
"Vielen Dank" für die gute 
Diskussion an die Kolle-
ginnen und Kollegen und 
an Thomas Sperlich für 
die freundliche Einladung! 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die BHIM Zentrale Wertstoffstelle Projektgesell-
schaft mbH hat parallel zum jahrelangem Ringen 
um das Wertstoffgesetzes die Gründung der Stif-
tung Zentrale Stelle Verpackungsregister vorbe-
reitet. In dieser Woche fand nun die offizielle Vor-
stellung statt. Sehr gerne habe ich bei dieser Ver-
anstaltung ein Grußwort gesprochen.  
 

 
 
 

 

Parteitag in Dortmund 
 
6500 Menschen beim Programmparteitag der 
SPD und eine tolle Rede des nächsten Bundes-
kanzlers Martin Schulz. Viele Genossinnen 
aus #Hamm, #Lünen, #Werne und #Selm waren da-
bei.  
Eine tolle Stimmung für mehr Gerechtigkeit in un-
serem Land. Lasst uns für den längst überfälligen 
Wechsel bei der Bundestagswahl am 24. Sep-

tember 
kämpfen!  

#spdbpt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.facebook.com/hashtag/hamm?source=feed_text&story_id=10203702625003883
https://www.facebook.com/hashtag/l%C3%BCnen?source=feed_text&story_id=10203702625003883
https://www.facebook.com/hashtag/werne?source=feed_text&story_id=10203702625003883
https://www.facebook.com/hashtag/selm?source=feed_text&story_id=10203702625003883
https://www.facebook.com/hashtag/spdbpt?source=feed_text&story_id=10203702625003883


 

Bilanz  der SPD-Bundestagsfraktion  
ï Gesagt, getan, gerecht  
 
Die SPD ist vor vier Jahren mit einer klaren Vorstel-
lung in die Große Koalition gegangen, was wir für 
die Zukunft unseres Landes erreichen wollen.  
Das Ergebnis war ein Koalitionsvertrag, der deutlich 
unsere Handschrift trägt. Ein Blick auf die unsere 
parlamentarische Arbeit zeigt: Wir haben gehalten, 
was wir versprochen haben. Gesagt, getan, gerecht 
ï eine Bilanz, auf die wir zu Recht stolz sein können!  
 
Wir haben den Mindestlohn und bessere Renten 
durchgesetzt, für mehr BAföG, Kindergeld und Kita-
plätze gesorgt, einen ausgeglichenen Haushalt 
ohne neue Schulden geschaffen und erstmals ver-
bindliche Regeln für Integration verankert. Gleich-
zeitig investieren wir Milliarden in den sozialen Woh-
nungsbau, in Verkehrswege, Klimaschutz und gute 
Bildung.  
Besonders wichtig finde ich, dass wir das Koopera-
tionsverbot aufbrechen konnten, damit der Bund zu-
künftig direkt in moderne Schulen investieren kann. 
Ein wichtiger Erfolg für gerechte Bildungschancen! 
Andere Vorhaben sind dagegen an den ideologi-
schen Blockaden unseres Koalitionspartners ge-
scheitert.  

 
Dazu gehören etwa das Rückkehrrecht in Vollzeit, 
eine solidarische Mindestrente und die Abschaffung 
von Steuerprivilegien für hohe Managergehälter.  
Diese Vorhaben bleiben für uns wichtig. Deshalb 
kämpfen wir dafür, dass die SPD-Bundestagsfrak-
tion im September zur stärksten Kraft im neuen 
Deutschen Bundestag gewählt wird. 
 

Auch in der sitzungsfreien Zeit werde ich Euch berichten.  
Ich freue mich, Euch im Wahlkampf vor Ort zu treffen  
und verbleibe wie immer mit ei-
nem herzlichen Glückauf! 
Eurer Michael Thews

 

http://www.spdfraktion.de/system/files/documents/spdbf-bilanz-a5-2013-2017-web.pdf
http://www.spdfraktion.de/system/files/documents/spdbf-bilanz-a5-2013-2017-web.pdf

